
 
 
 
Synopse für die Kfz-Bedingungen. 
 
Diese beinhaltet neben den gesetzlichen auch die allgemeinen Änderungen. 
Die Änderungen sind grau hinterlegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 

Allgemeine Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung 
(AKB) – ALT (altes VVG) 
 
Stand:  01.01.2001; 01.01.2002; 01.11.2002; 01.04.2003; 
01.10.2004; 01.08.2005; 01.08.2006; 01.06.2007; 01.10.2007 

 Regelungen nach dem neuen Versicherungsvertrags-gesetz 
für alle Bedingungsstände. 

 A. Allgemeine Bestimmungen  A. Allgemeine Bestimmungen 
§ 1  
Beginn des 
Versicherungs-
schutzes 

(1) Der Versicherungsschutz beginnt mit Einlösung des Versicherungsscheines durch 
Zahlung der Prämie und der Versicherungsteuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten 
Zeitpunkt. 
 
(2) Soll der Versicherungsschutz schon vor Einlösung des Versicheru148ngsscheines 
beginnen, bedarf es einer besonderen Zusage des Versicherers oder der hierzu 
bevollmächtigten Personen (vorläufige Deckung). 
 
(3) Die Aushändigung der zur behördlichen Zulassung notwendigen Versicherungs-
bestätigung gilt nur für die Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung als Zusage einer 
vorläufigen Deckung. 
Gleichzeitig gelten für die vorläufige Deckung mit der Aushändigung der Versicher-
ungsbestätigung die Versicherungsbedingungen der Kraftfahrtversicherung 
(Allgemeine Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) und die 
Tarifbestimmungen für die Kraftfahrtversicherung (TB). 
 
(3a) 1In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und beim Schutzbrief besteht 
Versicherungsschutz auch für Fahrten mit ungestempelten Kennzeichen, die im 
Zusammenhang mit dem Zulassungsverfahren innerhalb des Bezirks der für den 
Halter zuständigen Zulassungsbehörde und eines angrenzenden Zulassungsbezirks 
ausgeführt werden. 2Als derartige Fahrten gelten insbesondere Rückfahrten von der 
Zulassungsbehörde nach Entfernung der Stempelplakette sowie Fahrten zur 
Durchführung der Hauptuntersuchung, Bremsuntersuchung, Sicherheitsprüfung oder 
Abgasuntersuchung. 3Voraussetzung ist stets, dass die Zulassungsbehörde dem 
Fahrzeug vorab ein ungestempeltes Fahrzeug zugeteilt hat (z.B. das Kennzeichen ist 
für eine Wiederzulassung bei der Zulassungsbehörde reserviert). 4Die Sätze 1 bis 3 
gelten nicht für Fahrten, für die gem. § 16 FZV rote Kennzeichen oder 
Kurzzeitkennzeichen am Fahrzeug geführt werden müssen. 
Saisonkennzeichen gelten außerhalb des Betriebszeitraumes bei Fahrten zur 
Entstempelung und bei Rückfahrten nach Abstempelung des Kennzeichens als 
ungestempelte Kennzeichen im Sinne des ersten Halbsatzes. 
 
(4) Die vorläufige Deckung endet mit der Einlösung des Versicherungsscheins.  
Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag unverändert 
angenommen, der Versicherungsschein aber nicht innerhalb von zwei Wochen nach 
Ablauf der im Versicherungsschein bezeichneten  Widerspruchsfrist bzw. der 
Widerrufsfrist eingelöst wird und der Versicherungsnehmer die Verspätung zu 
vertreten hat. Übt der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht nach § 48 c VVG 

§ 1  
Beginn des 
Versicherungs-
schutzes 

(1) Der Versicherungsschutz beginnt mit Einlösung des Versicherungsscheines durch 
Zahlung der Prämie und der Versicherungsteuer, jedoch nicht vor dem vereinbarten 
Zeitpunkt. 
 
(2) Soll der Versicherungsschutz schon vor Einlösung des Versicherungsscheines 
beginnen, bedarf es einer besonderen Zusage des Versicherers oder der hierzu 
bevollmächtigten Personen (vorläufige Deckung). 
 
(3) Händigt der Versicherer die für die   behördliche Zulassung notwendigen Versich-
erungsbestätigung aus oder nennt er bei elektronischer Versicherungsbestätigung die 
Versicherungsbestätigungs-Nummer gilt dies nur für die Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
versicherung als Zusage einer vorläufigen Deckung. 
Gleichzeitig gelten für die vorläufige Deckung mit der Aushändigung der Versich-
erungsbestätigung die Versicherungsbedingungen der Kraftfahrtversicherung (Allge-
meine Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung (AKB) und die Tarifbestimmungen 
für die Kraftfahrtversicherung (TB). 
 
(3a) 1In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung und beim Schutzbrief besteht 
Versicherungsschutz auch für Fahrten mit ungestempelten Kennzeichen, die im 
Zusammenhang mit dem Zulassungsverfahren innerhalb des Bezirks der für den 
Halter zuständigen Zulassungsbehörde und eines angrenzenden Zulassungsbezirks 
ausgeführt werden. 2Das sind Rückfahrten von der Zulassungsbehörde nach Entfer-
nung der Stempelplakette. 3Außerdem sind Fahrten zur Durchführung der Hauptunter-
suchung, Bremsuntersuchung, Sicherheitsprüfung, Abgasuntersuchung oder Zulas-
sung versichert, wenn die Zulassungsbehörde vorab ein ungestempeltes Kennzeichen 
zugeteilt hat. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für Fahrten, für die gem. § 16 FZV rote 
Kennzeichen oder Kurzzeitkennzeichen am Fahrzeug geführt werden müssen. 
Saisonkennzeichen gelten außerhalb des Betriebszeitraumes bei Fahrten zur 
Entstempelung und bei Rückfahrten nach Abstempelung des Kennzeichens als 
ungestempelte Kennzeichen im Sinne des ersten Halbsatzes. 
 
(4) Die vorläufige Deckung endet mit der Einlösung des Versicherungsscheins.  
Die vorläufige Deckung tritt rückwirkend außer Kraft, wenn der Antrag unverändert 
angenommen, der Versicherungsschein aber nicht unverzüglich (d. h. spätestens 
innerhalb von 14 Tagen) nach Ablauf von zwei Wochen nach Zugang des 
Versicherungsscheins eingelöst wird und der Versicherungsnehmer die Verspätung zu 
vertreten hat. Übt der Versicherungsnehmer sein Widerrufsrecht aus, so endet die 
vorläufige Deckung mit Zugang des Widerrufs beim Versicherer. Dem Versicherer 
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aus, so endet die vorläufige Deckung gleichfalls. 
 
(5) Der Versicherer ist berechtigt, die vorläufige Deckung mit Frist von einer Woche 
schriftlich zu kündigen. Dem Versicherer gebührt in diesem Falle der auf die Zeit des 
Versicherungsschutzes entfallende anteilige Prämie. 
 
 

gebührt die Prämie für die Zeit ab Versicherungsbeginn bis zum Zugang des 
Widerrufs. 
 
(5) Der Versicherungsnehmer und der Versicherer sind berechtigt, die vorläufige 
Deckung zu kündigen. Die Kündigung des Versicherungsnehmers wird mit ihrem 
Zugang beim Versicherer wirksam. Die Kündigung des Versicherers wird zwei 
Wochen nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. Dem Versicherer 
gebührt die auf die Zeit des Versicherungsschutzes entfallende anteilige Prämie. 

§ 2 a  
Geltungs-
bereich 
 
 

(1) Die Kraftfahrtversicherung gilt für Europa und für die außereuropäischen Gebiete, 
die zum Geltungsbereich des Vertrages über die Europäische Wirtschaftsgemein-
schaft gehören. In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gilt die Deckungssumme, 
die in dem jeweiligen Land gesetzlich vorgeschrieben ist, mindestens jedoch in Höhe 
der vertraglich vereinbarten Deckungssummen. 
 
(2) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung kann eine Erweiterung, in der Fahr-
zeugversicherung können auch sonstige Änderungen des Geltungsbereichs 
vereinbart werden. Bei einer Erweiterung des Geltungsbereichs in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

§ 2 a  
Geltungsbereich 
 
 

(1) Die Kraftfahrtversicherung gilt für Europa und für die außereuropäischen Gebiete, 
die der Europäischen Union angehören. In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
gilt die Deckungssumme, die in dem jeweiligen Land gesetzlich vorgeschrieben ist, 
mindestens jedoch in Höhe der vertraglich vereinbarten Deckungssummen. 
 
(2) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung kann eine Erweiterung, in der 
Fahrzeugversicherung und beim Autoschutzbrief können auch sonstige Änderungen 
des Geltungsbereichs vereinbart werden. Bei einer Erweiterung des Geltungsbereichs 
in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gilt Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 
 

§ 2 b  
Einschränk-ung 
des Ver-
sicherungs-
schutzes 
 
 

(1) Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles: 
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
a)   wenn das Fahrzeug zu einem anderen als dem im Antrag angegebenen Zweck 
 verwendet wird; 
b)  wenn ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug gebraucht; 
c)  wenn der Fahrer des Fahrzeuges bei Eintritt des Versicherungsfalles auf öffentli-
 chen Wegen oder Plätzen nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat; 
d)  in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, wenn das Fahrzeug zu Fahrtveran-
 staltungen oder Rennen jeder Art oder bei den dazugehörigen Übungsfahrten 
 verwendet wird; 
e)  in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, wenn der Fahrer infolge Genusses 
 alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel nicht in der Lage ist, 
 das Fahrzeug sicher zu führen. 
 
Gegenüber dem Versicherungsnehmer, dem Halter oder dem Eigentümer befreit eine 
Obliegenheitsverletzung gemäß Buchstabe b), c) oder e) den Versicherer nur dann 
von der Leistungspflicht, wenn der Versicherungsnehmer, der Halter oder der Eigen-
tümer die Obliegenheitsverletzung selbst begangen oder schuldhaft ermöglicht hat.  

§ 2 b  
Pflichten vor 
Eintritt deS 
Versicherungs- 
falls (Obliegen- 
heiten) 
 
 
 

(1) Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles: 
Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, 
a)  wenn das Fahrzeug zu einem anderen als dem im Antrag angegebenen Zweck 
 verwendet wird; 
b)  wenn ein unberechtigter Fahrer das Fahrzeug gebraucht; 
c)  wenn der Fahrer des Fahrzeuges bei Eintritt des Versicherungsfalles auf öffentli-
 chen Wegen oder Plätzen nicht die vorgeschriebene Fahrerlaubnis hat; 
d)  in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, wenn das Fahrzeug zu Fahrtveran-
 staltungen oder Rennen jeder Art oder bei den dazugehörigen Übungsfahrten ver
 wendet wird; 
e)  in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung, wenn der Fahrer infolge Genusses 
 alkoholischer Getränke oder anderer berauschender Mittel nicht in der Lage ist, 
 das Fahrzeug sicher zu führen. 
 
Gegenüber dem Versicherungsnehmer, dem Halter oder dem Eigentümer befreit eine 
Obliegenheitsverletzung gemäß Buchstabe b), c) oder e) den Versicherer nur dann 
von der Leistungspflicht, wenn der Versicherungsnehmer, der Halter oder der Eigen-
tümer die Obliegenheitsverletzung selbst begangen oder schuldhaft ermöglicht hat. 

(Folgen einer 
Pflichtver-
letzung) 

(2) Bei Verletzung einer nach Abs. 1 vereinbarten Obliegenheit oder bei 
Gefahrerhöhung ist der Rückgriff des Versicherers – unbeschadet der Regelungen 
des § 158c VVG Absatz 3-5 VVG- in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
gegenüber dem Versicherungsnehmer und den mitversicherten Personen bei jedem 
einzelnen Rückgriffsschuldner auf den Betrag von höchstens je Euro 5000.- 
beschränkt. Gegenüber einem Fahrer, der das Fahrzeug durch eine strafbare 
Handlung erlangt hat, ist der Versicherer in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
darüber hinaus vollständig von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 

2 c  
Folgen einer 
Pflicht- 
verletzung 
 

(1) Leistungsfreiheit oder Leistungskürzung 
a) Bei vorsätzlicher Verletzung einer Pflicht nach § 2 b besteht kein Versicherungs-
 schutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung ist der Versicherer berechtigt, seine 
 Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu 
 kürzen. Die Beweislast, dass keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt, trägt der 
 Versicherungsnehmer. 
b) Gegenüber dem Versicherungsnehmer, dem Halter oder dem Eigentümer besteht 
 nur dann kein oder eingeschränkter Versicherungsschutz, wenn dieser die 
 Verletzung der Pflicht, keinen unberechtigten Fahrer, keinen Fahrer ohne 
 Fahrerlaubnis oder keinen fahruntüchtigen Fahrer nach § 2 b fahren zu lassen, 
 selbst begangen oder schuldhaft ermöglicht hat. 
c) Abweichend von Abs. 1 a) ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit der 
 Versicherungsnehmer nachweist, dass die Pflichtverletzung weder für den Eintritt 
 des Versicherungsfalls, noch für den Umfang der Leistungspflicht des 
 Versicherers ursächlich war. Dies gilt nicht bei arglistiger Pflichtverletzung. 
 
(2) Beschränkung der Leistungsfreiheit in der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-    
 versicherung. 
a) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung ist die sich aus Abs. 1 ergebende 
 Leistungsfreiheit bzw. Leistungskürzung dem Versicherungsnehmer und den 
 mitversicherten Personen gegenüber auf den Betrag von höchstens je 5.000.- 
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 Euro beschränkt. Außerdem gelten an Stelle der vereinbarten 
 Versicherungssummen die in Deutschland geltenden Mindestversicherungs-
 summen. Dies gilt entsprechend bei Gefahrerhöhung. 
b) Die Verletzung der Pflicht nach § 2 b, keinen fahruntüchtigen Fahrer fahren zu 
 lassen, können dem Versicherungsnehmer, dem Halter und dem Eigentümer des 
 Fahrzeugs nicht entgegengehalten werden, soweit sie durch den 
 Versicherungsfall als Fahrzeuginsassen, die das Fahrzeug nicht geführt haben, 
 verletzt oder getötet werden. 
c)  Gegenüber einem Fahrer, der das Fahrzeug durch eine vorsätzlich begangene 
 Straftat erlangt, ist der Versicherer vollständig von der Verpflichtung zur Leistung 
 frei. 

 (4) Ausschlüsse: Versicherungsschutz wird nicht gewährt, 
a) in der Fahrzeugversicherung sowie im Rahmen des erweiterten Umfanges der 
 Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung gemäß § 10c bei Schäden, die durch  
 Aufruhr, innere Unruhen, Kriegsereignisse, Verfügungen von hoher Hand oder 
 Erdbeben unmittelbar oder mittelbar verursacht werden; 
b)  in der Fahrzeugversicherung für Schäden, die bei Beteiligung an Fahrtveranstal-
 tungen oder Rennen jeder Art oder bei den dazugehörigen Übungsfahrten  
 entstehen; 
c)  in der Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung für Schäden, die bei Beteiligung an be-
 hördlich genehmigten Fahrtveranstaltungen, bei denen es auf Erzielung einer 
 Höchstgeschwindigkeit ankommt, oder den dazugehörigen Übungsfahrten  
 entstehen. 
d)  für Schäden durch Kernenergie (der Ersatz dieser Schäden richtet sich aus-
 schließlich nach dem Atomgesetz). 
e)  für alle Versicherungsfälle und alle Schäden, die vorsätzlich herbeigeführt wer
 den. 

§ 2 d  
Ausschlüsse 
 

Eine Pflichtverletzung vor Eintritt des Versicherungsfalles liegt vor, wenn: 
a) in der Fahrzeugversicherung und beim Autoschutzbrief für Schäden, die durch 
 Aufruhr, innere Unruhen, Kriegsereignisse, Verfügungen von hoher Hand oder 
 Erdbeben unmittelbar oder mittelbar verursacht werden; 
b) in der Fahrzeugversicherung für Schäden, die bei Beteiligung an Fahrtveranstal-
 tungen oder Rennen jeder Art oder bei den dazugehörigen Übungsfahrten entste-
 hen; 
c)  in der Kraftfahrt-Haftpflichtversicherung für Schäden, die bei Beteiligung an be-
 hördlich genehmigten Fahrtveranstaltungen, bei denen es auf Erzielung einer 
 Höchstgeschwindigkeit ankommt, oder den dazugehörigen Übungsfahrten entste-
 hen. 
d)  für Schäden durch Kernenergie (der Ersatz dieser Schäden richtet sich aus
 schließlich nach dem Atomgesetz). 
e)  für alle Versicherungsfälle und alle Schäden, die vorsätzlich herbeigeführt werden. 

§ 3 
Rechtsverhält-
nisse am 
Vertrage 
beteiligter 
Personen 
 
 

(1) Die in § 2 b Abs. 1, §§ 5, 5 a, 7, 8, 9, 10 Abs. 5 und 9, § 13 Abs. 3 und 7, § 14 
Abs. 2 und 5, und § 15 für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen 
gelten sinngemäß für mitversicherte und sonstige Personen, die Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag geltend machen. 
 
(2) Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht, wenn nichts 
anderes vereinbart ist (siehe insbesondere § 10 Abs. 4), ausschließlich dem 
Versicherungsnehmer zu; dieser ist neben dem Versicherten für die Erfüllung der 
Obliegenheiten verantwortlich.  
 
(3) Ist der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, so gilt dies auch gegenüber allen mitversicherten und sonstigen 
Personen, die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag geltend machen. Beruht die 
Leistungsfreiheit auf der Verletzung einer Obliegenheit, so kann der Versicherer 
wegen einer dem Dritten gewährten Leistung Rückgriff nur gegen diejenigen 
mitversicherten Personen nehmen, in deren Person die der Leistungsfreiheit 
zugrundeliegenden Umstände vorliegen. 
 
(4) Die Versicherungsansprüche können vor ihrer endgültigen Feststellung ohne 
ausdrückliche Genehmigung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet 
werden. 

§ 3  
Rechtsverhältnis-
se am Vertrage 
beteiligter 
Personen 
 
 

(1) Die in §§ 2 b, 2 c, §§ 5, 5 a, 7, 7 a 8, 9, 10 Abs. 5 und 9, § 13 Abs. 3 und 7, § 14 
Abs. 2 und 5, §§ 15 und 22 für den Versicherungsnehmer getroffenen Bestimmungen 
gelten sinngemäß für mitversicherte und sonstige Personen, die Ansprüche aus dem 
Versicherungsvertrag geltend machen. 
 
(2) Die Ausübung der Rechte aus dem Versicherungsvertrag steht, wenn nichts 
anderes vereinbart ist (siehe insbesondere § 10 Abs. 4 und § 17 Abs. 3 Satz 2), 
ausschließlich dem Versicherungsnehmer zu; dieser ist neben dem Versicherten für 
die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich.  
 
(3) Ist der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, so gilt dies auch gegenüber allen mitversicherten und sonstigen 
Personen, die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag geltend machen. Beruht die 
Leistungsfreiheit auf der Verletzung einer Obliegenheit, so kann der Versicherer 
wegen einer dem Dritten gewährten Leistung Rückgriff nur gegen diejenigen 
mitversicherten Personen nehmen, in deren Person die der Leistungsfreiheit 
zugrundeliegenden Umstände vorliegen. 
 
(4) In der Fahrzeugversicherung können Versicherungsansprüche vor ihrer endgültig-
en Feststellung ohne ausdrückliche Genehmigung des Versicherers weder abgetreten 
noch verpfändet werden. 

§ 4 a  
Vertragsdauer, 
Kündigung zum 
Ablauf 
 
 

(1) Der Versicherungsvertrag kann für die Dauer eines Jahres oder für einen kürzeren 
Zeitraum abgeschlossen werden. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer ein Jahr, so 
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht spätestens einen Monat 
vor Ablauf schriftlich gekündigt wird. Bei Saisonverträgen ist der Ablauf  immer der 
Beginn der nächsten Saison. Dies gilt auch, wenn die Vertragsdauer nur deshalb we-
niger als ein Jahr beträgt, weil als Beginn der nächsten Versicherungsperiode ein vom 
Vertragsbeginn abweichender Termin vereinbart worden ist. Bei anderen Verträgen 
mit einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf. Mit Beendigung der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 

§ 4 a  
Vertragsdauer, 
Kündigung zum 
Ablauf 
 
 

(1) Der Versicherungsvertrag kann für die Dauer eines Jahres oder für einen kürzeren 
Zeitraum abgeschlossen werden. Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer ein Jahr, so 
verlängert sich der Vertrag jeweils um ein Jahr, wenn er nicht spätestens einen Monat 
vor Ablauf schriftlich gekündigt wird. Bei Saisonverträgen ist der Ablauf  immer der 
Beginn der nächsten Saison. Dies gilt auch, wenn die Vertragsdauer nur deshalb we-
niger als ein Jahr beträgt, weil als Beginn der nächsten Versicherungsperiode ein vom 
Vertragsbeginn abweichender Termin vereinbart worden ist. Bei anderen Verträgen 
mit einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr endet der Vertrag, ohne dass es 
einer Kündigung bedarf. Mit Beendigung der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
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endet auch der mitversicherte Schutzbrief (Reisenotfallversicherung), und die Zusatz-
Haftpflichtversicherung für Mietfahrzeuge im Ausland und (Mallorca Police)  ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. 
 
(2) Eine Kündigung kann sich sowohl auf den gesamten Vertrag als auch auf einzelne 
Versicherungsarten beziehen. Ist der Versicherungsnehmer mit der Kündigung von 
Teilen des Vertrages nicht einverstanden, was er dem Versicherer innerhalb von zwei 
Wochen nach Empfang der Teilkündigung schriftlich mitzuteilen hat, so gilt der ge-
samte Vertrag als gekündigt. 
 
(3) Bleibt in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung die Verpflichtung des Versiche-
rers gegenüber dem Dritten bestehen, obgleich der Versicherungsvertrag beendet ist, 
so gebührt dem Versicherer die Prämie für die Zeit dieser Verpflichtung. Steht dem 
Versicherer eine Geschäftsgebühr gemäß § 40 Absatz 2 Satz 2 VVG zu, so gilt eine 
entsprechend der Dauer des Versicherungsverhältnisses nach pro rata temporis (tag-
genau) berechnete Prämie, jedoch nicht mehr als 40 v. H. der Jahresprämie als an-
gemessen. 
 
(4) Unterjährige Kündigung und Einschluss der Kaskoversicherung: Die Kaskoversi-
cherung kann jeweils zum 1. des nächsten Quartals gekündigt werden, wenn diese 
seit Beginn des Versicherungsvertrages Vertragsbestandteil war. Eine während des 
Versicherungsjahres eingeschlossene Kaskoversicherung kann jeweils nur zum Ende 
des Versicherungsjahres gekündigt werden. Ein Wechsel innerhalb der Kaskosparten 
von der Teil- auf die Vollkaskoversicherung kann sofort durchgeführt werden. Ein 
Wechsel von der Voll- auf die Teilkaskoversicherung kann zum 1. des nächsten Quar-
tals erfolgen. Die Möglichkeit eines rückwirkenden Einschlusses besteht nicht.  
 
(5) Bei Saisonverträgen ist ein Wechsel innerhalb der Kaskosparte von der Teil- auf 
die Vollkaskoversicherung bzw. 
der Einschluss der Kaskoversicherung per sofort möglich. Ein Wechsel von der Voll-
kasko- auf die Teilkaskoversicherung bzw. die Kündigung der Kaskoversicherung 
kann nur zum Beginn der nächsten Saison erfolgen. 

endet auch der mitversicherte Schutzbrief (Reisenotfallversicherung), und die Zusatz-
Haftpflichtversicherung für Mietfahrzeuge im Ausland und (Mallorca Police)  ohne 
dass es einer Kündigung bedarf. 
 
(2) Eine Kündigung kann sich sowohl auf alle für dasselbe Fahrzeug bestehenden 
Versicherungsverträge als auch auf einzelne Versicherungsarten beziehen; sie kann 
ferner, wenn sich ein Vertrag auf mehrere Fahrzeuge bezieht, sowohl für alle als auch 
für einzelne Fahrzeuge erklärt werden. Ist der Versicherungsnehmer mit der 
Kündigung von Teilen des Vertrages nicht einverstanden, was er dem Versicherer 
innerhalb von zwei Wochen nach Empfang der Teilkündigung mitzuteilen hat, so gilt 
der gesamte Vertrag als gekündigt. 
 
(3) Bleibt in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung die Verpflichtung des 
Versicherers gegenüber dem Dritten bestehen, obgleich der Versicherungsvertrag 
beendet ist, so gebührt dem Versicherer die Prämie für die Zeit dieser Verpflichtung. 
Steht dem Versicherer eine Geschäftsgebühr zu, jedoch höchstens 40 Prozent der 
Jahresprämie.  
 
 

§ 4 b  
Kündigung im 
Schadenfall 
 
 

(1) Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer die Verpflichtung 
zur Leistung der Entschädigung anerkannt oder die Leistung der fälligen 
Entschädigung verweigert, so ist jede Vertragspartei berechtigt, den Versicherungs-
vertrag zu kündigen. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherer dem Versicherungs-
nehmer die Weisung erteilt, es über den Anspruch des Dritten zum Rechtsstreite 
kommen zu lassen, oder wenn der Ausschuss (§ 14) angerufen wird. 
 
(2) Die Kündigung im Versicherungsfall ist nur innerhalb eines Monats seit der 
Anerkennung der Entschädigungspflicht oder der Verweigerung der Entschädigung, 
seit der Rechtskraft des im Rechtsstreite mit dem Dritten ergangenen Urteils oder seit 
der Zustellung des Spruchs des Ausschusses zulässig. Für den Versicherungsnehmer 
beginnt die Kündigungsfrist erst von dem Zeitpunkt an zu laufen, in welchem er von 
dem Kündigungsgrund Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von 
einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren 
Zeitpunkt als den Schluss des laufenden Versicherungsjahres (bzw. der vereinbarten 
kürzeren Vertragsdauer) kündigen. 
 
(3) Kündigt der Versicherungsnehmer im Versicherungsfall, so gebührt dem 
Versicherer gleichwohl die Prämie für das laufende Versicherungsjahr bzw. die 
vereinbarte kürzere Vertragsdauer. Kündigt der Versicherer, so gebührt ihm derjenige 
Teil der Prämie, welcher der abgelaufenen Versicherungszeit entspricht. 

§ 4 b  
Kündigung im 
Schadenfall 
 
 

(1) Hat nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer die Verpflichtung 
zur Leistung der Entschädigung anerkannt oder die Leistung der fälligen 
Entschädigung verweigert, so ist jede Vertragspartei berechtigt, den 
Versicherungsvertrag zu kündigen. Das Gleiche gilt, wenn der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer die Weisung erteilt, es über den Anspruch des Dritten zum 
Rechtsstreite kommen zu lassen, oder wenn der Ausschuss (§ 14) angerufen wird. 
 
(2) Die Kündigung im Versicherungsfall ist nur innerhalb eines Monats seit der 
Anerkennung der Entschädigungspflicht oder der Verweigerung der Entschädigung, 
seit der Rechtskraft des im Rechtsstreite mit dem Dritten ergangenen Urteils oder seit 
der Zustellung des Spruchs des Ausschusses zulässig. Für den Versicherungsnehmer 
beginnt die Kündigungsfrist erst von dem Zeitpunkt an zu laufen, in welchem er von 
dem Kündigungsgrund Kenntnis erlangt. Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von 
einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren 
Zeitpunkt als den Schluss des laufenden Versicherungsjahres (bzw. der vereinbarten 
kürzeren Vertragsdauer) kündigen. 
 
(3) Bei Kündigung gebührt dem Versicherer derjenige Teil der Prämie, welche der 
abgelaufenen Versicherungszeit entspricht.  
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§ 5  
Außerbetriebse
tzung 

(1) Wird das Fahrzeug außer Betrieb gesetzt, ohne dass das Wagnis gemäß §6a 
wegfällt, so bleibt der Versicherungsvertrag bestehen. Der Vertrag wird in der Kfz-
Haftpflicht- und in der Fahrzeugversicherung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 5 als 
Ruheversicherung fortgesetzt, wenn die Zulassungsbehörde dem Versicherer mitteilt, 
dass das Fahrzeug außer Betrieb gesetzt ist, und die Außerbetriebsetzung mindes-
tens 14 Tage beträgt. Anstelle der Ruheversicherung kann der Versicherungsnehmer 
die uneingeschränkte Fortführung des Versicherungsschutzes verlangen. In diesen 
Fällen richten sich die beiderseitigen Verpflichtungen nach den Absätzen 2 bis 6. 
 
(2) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung wird Versicherungsschutz nach den 
§§ 10 und 11, in der Fahrzeugversicherung nach § 12 Absatz 1 I und Absatz 2 und 3 
gewährt. Es wird auf den vereinbarten Selbstbehalt in der Teilkaskoversicherung ver-
zichtet, sofern in der Zeit der Ruheversicherung ein Teilkasko-Schaden eintritt. Das 
Fahrzeug darf jedoch außerhalb des Einstellraumes oder des umfriedeten Abstellplat-
zes nicht gebraucht oder nicht nur vorübergehend abgestellt werden (Ruheversiche-
rung). Wird diese Obliegenheit verletzt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung 
zur Leistung frei, es sei denn, dass die Verletzung ohne Wissen und Willen des Versi-
cherungsnehmers erfolgt und von ihm nicht grob fahrlässig ermöglicht worden ist. 
 
(3) Wird das Fahrzeug zum Verkehr wieder angemeldet, lebt der Versicherungsschutz 
uneingeschränkt wieder auf. Das Ende der Außerbetriebsetzung ist dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen. 
 
(4) Der Ablauf des Versicherungsvertrages wird von der Dauer der Außerbetriebset-
zung nicht berührt. 
 
(5) Wird das Fahrzeug nicht innerhalb von 18 Monaten seit der Außerbetriebsetzung 
wieder zum Verkehr zugelassen,  
endet der Vertrag mit Ablauf dieser Frist, ohne dass es einer Kündigung Bedarf. Das 
Gleiche gilt, wenn das Fahrzeug zwar innerhalb der Frist unter Verwendung der Ver-
sicherungsbestätigung eines anderen Versicherers wieder zugelassen wird, der Ver-
sicherer sich innerhalb der Frist dem Versicherungsnehmer oder dem anderen Versi-
cherer gegenüber nicht auf das Fortbestehen seines Vertrages beruft. Für die Prä-
mienberechnung gilt, dass an die Stelle der Wirksamkeit der Kündigung der Tag der 
Außerbetriebsetzung tritt. 
 
(6) Die Bestimmungen von Absatz 1 Sätze 2 bis 4 und der Absätze 2 bis 5 finden kei-
ne Anwendung auf Verträge für Wohnwagenanhänger sowie auf Verträge mit kürzerer 
Vertragsdauer als ein Jahr mit Ausnahme von Verträgen im 
Sinne des § 4a Absatz 1 Satz 3. 

§ 5  
Außerbetriebsetz
ung 

(1) Wird das Fahrzeug außer Betrieb gesetzt, ohne dass das Wagnis gemäß § 6a 
wegfällt, so bleibt der Versicherungsvertrag bestehen. Der Vertrag wird in der Kfz-
Haftpflicht- und Fahrzeugversicherung nach Maßgabe der Absätze 2 bis 7 als Ruhe-
versicherung fortgesetzt, wenn die Zulassungsbehörde dem Versicherer mitteilt, dass 
das Fahrzeug außer Betrieb gesetzt ist, und die Außerbetriebsetzung mindestens 14 
Tage beträgt. Anstelle der Ruheversicherung kann der Versicherungsnehmer die un-
eingeschränkte Fortführung des Versicherungsschutzes verlangen. 
 
(2) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung wird Versicherungsschutz nach den 
§§ 10 und 11, in der Fahrzeugversicherung nach § 12 Abs. 1 I, Abs. 2 und 3 gewährt. 
Das Fahrzeug darf jedoch außerhalb des Einstellraumes oder des umfriedeten 
Abstellplatzes nicht gebraucht oder nicht nur vorübergehend abgestellt werden 
(Ruheversicherung). 
 
Bei Verletzung der Obliegenheit gilt § 2 c Abs. 1 entsprechend. 
 
(3) Beim Autoschutzbrief wird kein Versicherungsschutz gewährt. 
 
(4) Wird das Fahrzeug zum Verkehr wieder angemeldet, lebt der Versicherungsschutz 
uneingeschränkt wieder auf. Das Ende der Außerbetriebsetzung ist dem Versicherer 
unverzüglich anzuzeigen. 
 
(5) Der Versicherungsvertrag verlängert sich um die Dauer der Außerbetriebsetzung. 
 
(6) Wird das Fahrzeug nicht innerhalb von 18 Monaten seit der Außerbetriebsetzung 
wieder zum Verkehr zugelassen, endet der Vertrag mit Ablauf dieser Frist, ohne dass 
es einer Kündigung bedarf. Das Gleiche gilt, wenn das Fahrzeug zwar innerhalb der 
Frist unter Verwendung der Versicherungsbestätigung eines anderen Versicherers 
wieder zugelassen wird, der Versicherer sich innerhalb der Frist dem Versicherungs-
nehmer oder dem anderen Versicherer gegenüber nicht auf das Fortbestehen seines 
Vertrages beruft. Für die Prämienabrechnung gilt § 6 Abs. 3 mit der Maßgabe, dass 
an die Stelle der Wirksamkeit der Kündigung der Tag der Außerbetriebsetzung tritt. 
 
(7) Die Bestimmungen von von Absatz 1 Sätze 2 und 3 und der Absätze 2 bis 6 finden 
keine Anwendung auf Verträge für Fahrzeuge, die kein amtliches Kennzeichen oder 
die ein Versicherungskennzeichen führen müssen oder auf Verträge für Wohnwagen-
anhänger sowie auf Verträge mit kürzerer Vertragsdauer als ein Jahr mit Ausnahme 
von Verträgen im Sinne des § 4 a Abs. 1 Satz 3. 
 
 

§ 5 a  
Saisonkenn-
zeichen 
 
 

(1) Für Fahrzeuge, die mit einem Saisonkennzeichen zugelassen sind, wird 
Versicherungsschutz während des - in der zur behördlichen Zulassung notwendigen 
Versicherungsbestätigung und auf dem amtlichen Kennzeichen - dokumentierten 
Zeitraumes (Saison) gewährt. 
Versicherungsschutz für Fahrzeuge mit saisonaler Zulassung  wird gewährt für Pkw, 
Krafträder, Kleinkrafträder, Leichtkrafträder, Wohnmobile, Lieferwagen. 
 
(2) Außerhalb dieses Zeitraumes wird Versicherungsschutz finder § 5 Absatz 2 
entsprechend Anwendung. 
 
 

§ 5 a  
Saisonkenn-
zeichen 
 
 

(1) Für Fahrzeuge, die mit einem Saisonkennzeichen zugelassen sind, wird 
Versicherungsschutz während des - in der zur behördlichen Zulassung notwendigen 
Versicherungsbestätigung und auf dem amtlichen Kennzeichen - dokumentierten 
Zeitraumes (Saison) gewährt. 
 
(2) Außerhalb dieses Zeitraumes wird Versicherungsschutz in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung nach §§ 10 und 11 sowie in der Fahrzeugversicherung § 12 
Abs. 1 I,  Abs. 2 und 3 (Ruheversicherung) gewährt. Das Fahrzeug darf jedoch 
außerhalb des Einstellraumes oder des umfriedeten Abstellplatzes nicht gebraucht 
oder nicht nur vorübergehend abgestellt werden, es sei denn für Fahrten i.S. § 1 Abs. 
3a.  
 
Bei Verletzung der Obliegenheit gilt § 2 c Abs. 1 entsprechend. 

§ 6  
Veräußerung 
 
 

(1) Wird das Fahrzeug veräußert, so tritt der Erwerber in die Rechte und Pflichten des 
Versicherungsnehmers aus dem Versicherungsvertrag ein. Dies gilt nicht die 
Reisenotfallversicherung (Schutzbrief) und die Zusatz-Haftpflichtversicherung für 
Mietfahrzeuge im Ausland Mallorca Police). Für die Prämie, welche auf das zur Zeit 
der Veräußerung laufende Versicherungsjahr entfällt, haften Veräußerer und Erwerber 

§ 6  
Veräußerung 
 

(1) Wird das Fahrzeug veräußert, so tritt der Erwerber in die Rechte und Pflichten des 
Versicherungsnehmers aus dem Versicherungsvertrag ein. Dies gilt nicht die 
Reisenotfallversicherung (Schutzbrief) und die Zusatz-Haftpflichtversicherung für 
Mietfahrzeuge im Ausland Mallorca Police).  Für die Prämie, welche auf das zur Zeit 
der Veräußerung laufende Versicherungsjahr entfällt, haften Veräußerer und Erwerber 
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als Gesamtschuldner. Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
 
(2) Im Falle der Veräußerung sind Versicherer und Erwerber berechtigt, den 
Versicherungsvertrag zu kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats, nachdem er von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt, dasjenige des Erwerbers, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Erwerb bzw. nachdem er Kenntnis von dem Bestehen der Versicherung erlangt, 
ausgeübt wird. Der Erwerber kann nur mit sofortiger Wirkung, zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres oder der vereinbarten kürzeren Vertragsdauer, der 
Versicherer mit einer Frist von einem Monat kündigen. Legt der Erwerber bei der 
Zulassungsbehörde eine Versicherungsbestätigung vor, so gilt dies als Kündigung 
des übergegangenen Vertrags zum Beginn der neuen Versicherung. § 4 a Abs. 3 
und 4 sowie § 4 d finden Anwendung. 
 
(3) Kündigt der Versicherer oder der Erwerber, gebührt dem Versicherer nur die auf 
die Zeit des Versicherungsschutzes entfallende anteilige Prämie. Hat das 
Versicherungsverhältnis weniger als ein Jahr bestanden, so wird für die Zeit vom 
Beginn bis zur Veräußerung die Prämie pro rata temporis (taggenau) oder, wenn 
innerhalb eines Jahres eine neue Kraftfahrtversicherung bei demselben Versicherer 
abgeschlossen wird, die Prämie anteilig nach der Zeit des gewährten 
Versicherungsschutzes berechnet. 

als Gesamtschuldner. Die Veräußerung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
 
(2) Im Falle der Veräußerung sind Versicherer und Erwerber berechtigt, den 
Versicherungsvertrag zu kündigen. Das Kündigungsrecht des Versicherers erlischt, 
wenn es nicht innerhalb eines Monats, nachdem er von der Veräußerung Kenntnis 
erlangt, dasjenige des Erwerbers, wenn es nicht innerhalb eines Monats nach dem 
Erwerb bzw. nachdem er Kenntnis von dem Bestehen der Versicherung erlangt, 
ausgeübt wird. Der Erwerber kann nur mit sofortiger Wirkung, zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres oder der vereinbarten kürzeren Vertragsdauer, der 
Versicherer mit einer Frist von einem Monat kündigen. Legt der Erwerber bei der 
Zulassungsbehörde eine Versicherungsbestätigung vor, so gilt dies als Kündigung des 
übergegangenen Vertrags zum Beginn der neuen Versicherung. § 4 a Abs. 3 und 4 
sowie § 4 d finden Anwendung. 
 
(3) Kündigt der Versicherer oder der Erwerber, gebührt dem Versicherer die auf die 
Zeit des Versicherungsschutzes entfallende anteilige Prämie.  
 

 (4) Wird nach Veräußerung bei demselben Versicherer, bei dem das veräußerte 
Fahrzeug versichert war, innerhalb von sechs Monaten ein Fahrzeug der gleichen Art 
und des gleichen Verwendungszwecks (Ersatzfahrzeug im Sinne der 
Tarifbestimmungen) versichert und die hierfür geschuldete erste oder einmalige 
Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so gilt § 39 VVG. § 1 Abs. 4 Satz 2 sowie § 38 VVG 
finden keine Anwendung. Wird das Versicherungsverhältnis in den Fällen des 
Satzes 1 gemäß § 39 Abs. 3 VVG gekündigt, so kann der Versicherer eine 
Geschäftsgebühr verlangen, deren Höhe nach § 4 a Abs. 4 Satz 2 zu bemessen ist. 
 

 (4) Wird nach Veräußerung bei demselben Versicherer, bei dem das veräußerte 
Fahrzeug versichert war, innerhalb von sechs Monaten ein Fahrzeug der gleichen Art 
und des gleichen Verwendungszwecks (Ersatzfahrzeug im Sinne der 
Tarifbestimmungen) versichert und die hierfür geschuldete erste oder einmalige 
Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so gelten die Bestimmungen des 
Versicherungsvertragsgesetzes bei Verzug mit der Folgeprämie. § 1 Abs. 4 Satz 2 
sowie die Bestimmungen des Versicherungsvertragsgesetzes bei Verzug mit der 
Erstprämie finden keine Anwendung. Wird das Versicherungsverhältnis in den Fällen 
des Satzes 1 gekündigt, so kann der Versicherer eine angemessene Geschäftsgebühr 
verlangen. 

§ 7  
Obliegen-heiten 
im Versich-
erungsfall 
 
 

Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das Ereignis, das einen unter die Ver-
sicherung fallenden Schaden verursacht oder bei der Haftpflichtversicherung Ansprü-
che gegen den Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte.  
 
I. Anzeige- und Schadenminderungspflicht 
(1) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer vom Versicherungsnehmer innerhalb 
einer Woche schriftlich anzuzeigen. Einer Anzeige bedarf es nicht, wenn der Versi-
cherungsnehmer einen Schadenfall nach Maßgabe des Abschnittes VI. selbst regelt. 
Hinsichtlich der Schutzbriefleistungen gemäß § 10c ist dem Versicherer jeder Versi-
cherungsfall unverzüglich schriftlich anzuzeigen. Dabei hat sich der Versicherungs-
nehmer mit dem Versicherer darüber abzustimmen, ob und welche Leistungen dieser 
erbringt.  
 
(2) Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet alles zu tun, was zur Aufklärung des Tat-
bestandes und zur Minderung des Schadens dienlich sein kann. Er hat hierbei die et-
waigen Weisungen des Versicherers zu befolgen.  
 
(3) Wird ein Ermittlungsverfahren eingeleitet oder wird ein Strafbefehl oder ein Buß-
geldbescheid erlassen, so hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüg-
lich Anzeige zu erstatten, auch wenn er den Versicherungsfall selbst angezeigt hat.  
 
II. Obliegenheiten in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
(1) Bei Haftpflichtschäden ist der Versicherungsnehmer nicht berechtigt, ohne vorhe-
rige Zustimmung des Versicherers einen Anspruch ganz oder zum Teil anzuerkennen 
oder zu befriedigen. Das gilt nicht, falls der Versicherungsnehmer 
nach den Umständen die Anerkennung oder die Befriedigung nicht ohne offenbare 
Unbilligkeit verweigern konnte. 

§ 7  
Pflichten bei 
Eintritt des 
Versicherungs- 
Falls (Obliegen- 
heiten) 
 
 

I. (1) Versicherungsfall im Sinne dieses Vertrages ist das Ereignis, das einen unter die 
Versicherung fallenden Schaden verursacht oder - bei der Haftpflichtversicherung - 
Ansprüche gegen den Versicherungsnehmer zur Folge haben könnte. 
 
(2) Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer vom Versicherungsnehmer innerhalb 
einer Woche schriftlich anzuzeigen. Hat der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsfall unverzüglich bei dessen Unfall- und Pannen-Notrufzentrale 
gemeldet, so gilt dies als Schadenanzeige sowohl für den Autoschutzbrief als auch für 
die für dasselbe Fahrzeug bestehende Kraftfahrtversicherung. Einer Anzeige bedarf 
es nicht, wenn der Versicherungsnehmer einen Schadenfall nach Maßgabe des 
Abschnittes IV. selbst regelt. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, alles zu tun, 
was zur Aufklärung des Tatbestandes und zur Minderung des Schadens dienlich sein 
kann. Er hat hierbei die etwaigen Weisungen des Versicherers zu befolgen. Wird ein 
Ermittlungsverfahren eingeleitet oder wird ein Strafbefehl oder ein Bußgeldbescheid 
erlassen, so hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu 
erstatten, auch wenn er den Versicherungsfall selbst angezeigt hat. 
 
II. (1) – entfällt - 
 
(2) Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versicherungsnehmer 
geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb einer Woche nach der Erhebung des 
Anspruches verpflichtet. 
 
(3) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich (Klage oder 
Mahnbescheid) geltend gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm 
gerichtlich der Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich Anzeige zu 
erstatten. Das gleiche gilt im Falle eines obligatorischen Güteverfahrens, eines 
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(2) Macht der Geschädigte seinen Anspruch gegenüber dem Versicherungsnehmer 
geltend, so ist dieser zur Anzeige innerhalb einer Woche nach der Erhebung des An-
spruches verpflichtet. 
 
(3) Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Anspruch gerichtlich (Klage oder 
Mahnbescheid) geltend gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt oder wird ihm gericht-
lich der Streit verkündet, so hat er außerdem unverzüglich Anzeige zu erstatten. Das 
Gleiche gilt im Falle eines obligatorischen Güteverfahrens, eines Arrestes, einer 
einstweiligen Verfügung oder eines selbstständigen Beweisverfahrens. 
 
(4) Gegen Mahnbescheid, Arrest und einstweilige Verfügung hat der Versicherungs-
nehmer zur Wahrung der Fristen die erforderlichen Rechtsbehelfe zu ergreifen, wenn 
eine Weisung des Versicherers nicht bis spätestens zwei Tage vor Fristablauf vorliegt. 
 
(5) Wenn es zu einem Rechtsstreit kommt, hat der Versicherungsnehmer die Führung 
des Rechtsstreites dem Versicherer zu überlassen, auch dem vom Versicherer be-
stellten Anwalt Vollmacht und jede verlangte Aufklärung zu geben. 
 
(6) Hinsichtlich der Leistungserweiterungen gemäß § 10c gilt nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles zusätzlich:  
Zur Feststellung von Schadenersatzansprüchen, die der Versicherungsnehmer oder 
die mitversicherten Personen wegen eines erlittenen Personenschadens haben, sind 
sie verpflichtet, sich von den vom Versicherer benannten Ärzten untersuchen zu las-
sen. Die notwendigen Kosten trägt der Versicherer. Absatz 4 gilt entsprechend. Der 
Versicherungsnehmer hat den Versicherer bei der Geltendmachung der aufgrund sei-
ner Leistungen auf ihn übergegangenen Ansprüche gegenüber Dritten zu unterstüt-
zen und ihm die hierfür benötigten Unterlagen auszuhändigen. 
 
III. Obliegenheiten in der Fahrzeugversicherung 
(1) Bei einem unter die Fahrzeugversicherung fallenden Schaden hat der Versiche-
rungsnehmer vor Beginn der Verwertung oder der Wiederinstandsetzung des Fahr-
zeuges die Weisung des Versicherers einzuholen, soweit ihm dies billigerweise zu-
gemutet werden kann.  
 
(2) Die Entscheidung, ob und ggf. welcher Sachverständige beauftragt wird, trifft der 
Versicherer. Nur die insoweit anfallenden Kosten der Schadenfeststellung trägt der 
Versicherer. 
 
(3) Übersteigt ein Entwendungs- oder Brandschaden sowie ein Tierschaden (§ 12 Ab-
satz 1, I a, b, d) den Betrag von Euro 150,–, so ist er auch der Polizeibehörde unver-
züglich anzuzeigen. 

Arrestes, einer einstweiligen Verfügung oder eines selbstständigen Beweisverfahrens. 
 
(4) Gegen Mahnbescheid, Arrest und einstweilige Verfügung hat der 
Versicherungsnehmer zur Wahrung der Fristen die erforderlichen Rechtsbehelfe zu 
ergreifen, wenn eine Weisung des Versicherers nicht bis spätestens zwei Tage vor 
Fristablauf vorliegt. 
 
(5) Wenn es zu einem Rechtsstreit kommt, hat der Versicherungsnehmer die Führung 
des Rechtsstreites dem Versicherer zu überlassen, auch dem vom Versicherer 
bestellten Anwalt Vollmacht und jede verlangte Aufklärung zu geben. 
 
(6) Hinsichtlich der Leistungserweiterungen gemäß § 10c gilt nach Eintritt des Versi-
cherungsfalles zusätzlich:  
Zur Feststellung von Schadenersatzansprüchen, die der Versicherungsnehmer oder 
die mitversicherten Personen wegen eines erlittenen Personenschadens haben, sind 
sie verpflichtet, sich von den vom Versicherer benannten Ärzten untersuchen zu las-
sen. Die notwendigen Kosten trägt der Versicherer. Absatz 4 gilt entsprechend. Der 
Versicherungsnehmer hat den Versicherer bei der Geltendmachung der aufgrund sei-
ner Leistungen auf ihn übergegangenen Ansprüche gegenüber Dritten zu unterstützen 
und ihm die hierfür benötigten Unterlagen auszuhändigen. 
 
III. Bei einem unter die Fahrzeugversicherung fallenden Schaden hat der 
Versicherungsnehmer vor Beginn der Verwertung oder der Wiederinstandsetzung des 
Fahrzeuges die Weisung des Versicherers einzuholen, soweit ihm dies billigerweise 
zugemutet werden kann. Übersteigt ein Entwendungs- oder Brandschaden sowie ein 
Wildschaden (§ 12 (1) I d) den Betrag von Euro 150.-, so ist er auch der 
Polizeibehörde unverzüglich anzuzeigen. 
 

 IV. Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung 
(1) Wird in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung eine dieser Obliegenheiten vor-
sätzlich oder grob fahrlässig verletzt, so ist der Versicherer dem Versicherungsneh-
mer gegenüber von der Verpflichtung zur Leistung in den in  Absatz 2 und 3 genann-
ten Grenzen frei. Diese Grenzen finden hinsichtlich der Leistungserweiterungen ge-
mäß § 10c keine Anwendung. Bei grob fahrlässiger Verletzung bleibt der Versicherer 
zur Leistung insoweit verpflichtet, als die Verletzung weder Einfluss auf die Feststel-
lung des Versicherungsfalles noch auf die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat. 
 
(2) Die Leistungsfreiheit des Versicherers ist auf einen Betrag von maximal Euro 
2.500,– beschränkt. Bei vorsätzlich begangener Verletzung der Aufklärungs- oder 
Schadenminderungspflicht (z. B. bei unerlaubtem Entfernen vom Unfallort, unterlas-
sener Hilfeleistung, Abgabe wahrheitswidriger Angaben gegenüber dem Versicherer), 
wenn diese besonders schwerwiegend ist, erweitert sich die Leistungsfreiheit des 
Versicherers auf einen Betrag von maximal Euro 5.000,–. 

§ 7 a   
Folgen einer 
Pflicht- 
verletzung 
 

(1) Leistungsfreiheit oder Leistungskürzung 
a)  Bei vorsätzlicher Verletzung einer Obliegenheit, die sich aus § 7 ergibt, besteht 
 kein Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung ist der Versicherer be-
 rechtigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens entsprechenden 
 Verhältnis zu kürzen. Die Beweislast, dass keine grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 
 trägt der Versicherungsnehmer.  
b)  Abweichend von Abs. 1 a) ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit der 
 Versicherungsnehmer  nachweist, dass die Pflichtverletzung weder für den Eintritt 
 oder Feststellung des Versicherungsfalls noch für den Umfang der Leistungs-
 pflicht des Versicherers ursächlich war. Dies gilt nicht bei arglistiger Pflichtverlet-
 zung. 
 
(2) Beschränkung der Leistungsfreiheit in der Kraftfahrzeug-Haftpflicht-
 versicherung 
a)  In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung ist die sich aus Abs. 1 ergebende 
 Leistungsfreiheit bzw. Leistungskürzung dem Versicherungsnehmer gegenüber 
 auf den Betrag von höchstens je 2.500.- Euro beschränkt.  
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(3) Wird eine Obliegenheitsverletzung in der Absicht begangen, sich oder einem Drit-
ten dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist die Leistungs-
freiheit des Versicherers hinsichtlich des erlangten rechtswidrigen Vermögensvorteils 
abweichend von Absatz 2 unbeschränkt. Gleiches gilt hinsichtlich des erlangten 
Mehrbetrages, wenn eine der in II. Absatz 1 bis 3 und 5 genannten Obliegenheiten 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt und dadurch eine gerichtliche Entscheidung 
rechtskräftig wurde, die offenbar über den Umfang der nach Sach- und Rechtslage 
geschuldeten Haftpflichtentschädigung erheblich hinausgeht. 
 
 
V. Rechtsfolgen von Obliegenheitsverletzungen in der Fahrzeugversicherung 
Wird eine dieser Obliegenheiten in der Fahrzeugversicherung verletzt, so besteht 
Leistungsfreiheit nach Maßgabe des § 6 Absatz 3 VVG. 
 

b)  Hat der Versicherungsnehmer seine Aufklärungs- oder Schadenminderungspflicht 
 vorsätzlich verletzt und ist diese Pflichtverletzung besonders schwerwiegend (ins
 besondere bei unerlaubtem Entfernen vom Unfallort, unterlassener Hilfeleistung, 
 bewusst wahrheitswidrigen Angaben gegenüber dem Versicherer) erweitert sich 
 die Leistungsfreiheit auf einen Betrag von höchstens je 5.000.- Euro. 
 
(3) Unbeschränkte Leistungsfreiheit in der Kraftfahrzeug-  
 Haftpflichtversicherung 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer seine Pflicht in der Absicht, sich oder einem Ande-
ren dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaffen, ist der Versiche-
rer von seiner Leistungspflicht hinsichtlich des erlangten Vermögensvorteils vollstän-
dig frei. 
 
(4) Besonderheiten in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung bei  
Rechtsstreitigkeiten 
 
Verletzt der Versicherungsnehmer vorsätzlich seine Anzeigepflicht oder seine Pflicht, 
dem Versicherer die Führung eines Rechtsstreits zu überlassen, und führt dies zu ei-
ner rechtskräftigen Entscheidung, die über den Umfang der nach Sach- und Rechtsla-
ge geschuldeten Entschädigung erheblich hinausgeht, ist der Versicherer außerdem 
von seiner Leistungspflicht hinsichtlich des vom Versicherer zu zahlenden Mehrbe-
trags vollständig frei. Bei grob fahrlässiger Verletzung dieser Pflichten ist der Versi-
cherer hinsichtlich dieses Mehrbetrags berechtigt, seine Leistung in einem der Schwe-
re des Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
 
(5) Mindestversicherungssummen in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
An Stelle der vereinbarten Versicherungssummen gelten in der Kraftfahrzeug-
Haftpflichtversicherung die in Deutschland geltenden Mindestversicherungssummen. 

 VI. Anzeige von Sachschäden bis zu einer Höhe von 600 Euro 
(1) Bei verspäteter Anzeige eines Versicherungsfalles, bei dem lediglich ein Sach-
schaden eingetreten ist, wird sich der Versicherer nicht auf die Leistungsfreiheit nach 
IV. berufen, wenn der Versicherungsnehmer den Schaden geregelt hat oder regeln 
wollte, um dadurch eine Einstufung seines Vertrages in eine ungünstigere Scha-
denfreiheits- oder Schadenklasse zu vermeiden. Diese Vereinbarung gilt jedoch in der 
Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung nur für solche Sachschäden, die Entschädi-
gungsleistungen von voraussichtlich nicht mehr als Euro 600,– erfordern, und in der 
Fahrzeug-Vollversicherung für Sachschäden, bei denen die vertragliche Leistung des 
Versicherers voraussichtlich Euro 600,– nicht übersteigt. 
 
(2) Gelingt es dem Versicherungsnehmer nicht, den Schaden im Rahmen von Absatz 
1 selbst zu regulieren, oder ist dem Versicherer hinsichtlich des versicherten Fahr-
zeuges bzw. Ersatzfahrzeuges (Nr. 23 der Tarifbestimmungen) im gleichen Kalender-
jahr ein weiterer Schaden zur Regulierung gemeldet worden, so kann der Versiche-
rungsnehmer bis zum Ende des Kalenderjahres den nach Absatz 1 nicht gemeldeten 
Schaden dem Versicherer nachträglich anzeigen. Schäden, die sich im Dezember er-
eignen, können bis zum 31. Januar des folgenden Jahres nachgemeldet werden.  
 
(3) In der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung hat der Versicherungsnehmer jeden 
Sachschaden, abweichend von Absatz 1 unverzüglich dem Versicherer anzuzeigen, 
wenn der Anspruch gerichtlich geltend gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt oder 
dem Versicherungsnehmer gerichtlich der Streit verkündet wird. Das Gleiche gilt im 
Falle eines obligatorischen Güteverfahrens, eines Arrestes, einer einstweiligen Verfü-
gung oder eines selbstständigen Beweisverfahrens. 

 IV. (1) Bei verspäteter Anzeige eines Versicherungsfalles, bei dem lediglich ein 
Sachschaden eingetreten ist, wird sich der Versicherer nicht auf die Leistungsfreiheit 
nach § 7 a berufen, wenn der Versicherungsnehmer den Schaden geregelt hat oder 
regeln wollte, um dadurch eine Einstufung eines Vertrages in eine ungünstigere 
Schadenfreiheits- oder Schadenklasse zu vermeiden. Diese Vereinbarung gilt jedoch 
nur für solche Sachschäden, die Entschädigungsleistungen von voraussichtlich nicht 
mehr als Euro 600.- erfordern. 
 
(2) Gelingt es dem Versicherungsnehmer nicht, den Schaden im Rahmen von 
Absatz 1 selbst zu regulieren, oder ist dem Versicherer hinsichtlich des versicherten 
Fahrzeugs bzw. Ersatzfahrzeugs (Nr. 23 der Tarifbestimmungen) im gleichen 
Kalenderjahr ein weiterer Schaden zur Regulierung gemeldet worden, so kann der 
Versicherungsnehmer bis zum Ende des Kalenderjahres den nach Abs. 1 nicht 
gemeldeten Schaden dem Versicherer nachträglich anzeigen. Schäden, die sich im 
Dezember ereignen, können bis zum 31. Januar des folgenden Jahres nachgemeldet 
werden. 
 
(3) Abweichend von Absatz 1 hat der Versicherungsnehmer jeden Sachschaden 
unverzüglich dem Versicherer anzuzeigen, wenn der Anspruch gerichtlich geltend 
gemacht, Prozesskostenhilfe beantragt oder dem Versicherungsnehmer gerichtlich 
der Streit verkündet wird. Das gleiche gilt im Falle eines obligatorischen 
Güteverfahrens, eines Arrests, einer einstweiligen Verfügung oder eines 
selbstständigen Beweisverfahrens. 
 

   V. Beim Autoschutzbrief hat der Versicherungsnehmer nach Eintritt des 
Versicherungsfalles dem Versicherer jede zumutbare Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungspflicht zu gestatten 
sowie Originalbelege zum Nachweis der Schadenhöhe vorzulegen und im Rahmen 
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des § 213 Versicherungsvertragsgesetz die behandelnden Ärzte von der 
Schweigepflicht zu entbinden. 

§ 8  
Klagefrist, 
Gerichtsstand 
 
 

(1) Hat der Versicherer einen Anspruch auf Versicherungsschutz dem Grunde nach 
abgelehnt, so ist der Anspruch vom Versicherungsnehmer zur Vermeidung des 
Verlustes innerhalb von sechs Monaten gerichtlich geltend zu machen. Die Frist 
beginnt erst, nachdem der Versicherer den Anspruch unter Angabe der mit dem 
Ablauf der Frist verbundenen Rechtsfolgen schriftlich abgelehnt hat.  
 
(2) Für Klagen, die aus dem Versicherungsverhältnis gegen den Versicherer erhoben 
werden, bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz des Versicherers 
oder seiner für das jeweilige Versicherungsverhältnis zuständigen Niederlassung. Hat 
ein Versicherungsagent den Vertrag vermittelt oder abgeschlossen, ist auch das 
Gericht des Ortes zuständig, an dem der Agent zur Zeit der Vermittlung oder des 
Abschlusses seine gewerbliche Niederlassung oder - bei Fehlen einer gewerblichen 
Niederlassung - seinen Wohnsitz hatte. 
 
(3) Klagen des Versicherers gegen den Versicherungsnehmer können bei dem für 
den Wohnsitz des Versicherungsnehmers zuständigen Gericht erhoben werden. 
Weitere gesetzliche Gerichtsstände können sich aus dem für den Sitz oder die 
Niederlassung des Geschäfts- oder Gewerbebetriebs des Versicherungsnehmers 
örtlich zuständigen Gericht ergeben. 
 
 

§ 8 
Meinungsver- 
schiedenheiten, 
Gerichtsstand 
 
 

(1) Wenn der Versicherungsnehmer als Verbraucher mit einer Entscheidung des 
Versicherers nicht zufrieden ist oder eine Verhandlung mit dem Versicherer einmal 
nicht zu dem vom Versicherungsnehmer gewünschten Ergebnis geführt hat, kann sich 
der Versicherungsnehmer an den Ombudsmann für Versicherungen werden 
(Ombudsmann e.V., Postfach 080632, 10006 Berlin, E-Mail: 
beschwerde@versicherungsombudsmann.de; Tel.: 0180 4224424 (0,24 Euro je Anruf, 
Abweichende Preise aus anderen Fest- oder Mobilfunknetzen möglich); Fax 0180 
4224425). Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und für 
Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Voraussetzung für das 
Schlichtungsverfahren vor dem Ombudsmann ist aber, dass der 
Versicherungsnehmer dem Versicherer zunächst die Möglichkeit gegeben hat, seine 
Entscheidung zu überprüfen. 
 
(2) Ist der Versicherungsnehmer mit der Betreuung durch den Versicherer nicht 
zufrieden oder treten Meinungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auf, 
kann sich der Versicherungsnehmer auch an die für den Versicherer zuständige 
Aufsicht wenden. Als Versicherungsunternehmen unterliegt der Versicherer der 
Aufsicht der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin), Sektor 
Versicherungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn; E-Mail: 
poststelle@bafin.de; Tel.: 0228 4108-0; Fax 0228 4108 – 1550. Die BAFin ist keine 
Schiedsstelle. Einzelne Streitfälle können deshalb nicht verbindlich entschieden 
werden. 
 
(3) Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag kann der Versicherungsnehmer 
insbesondere bei dem Gericht, das für den Wohnsitz des Versicherungsnehmers 
örtlich zuständig ist oder dem Gericht, das für den Geschäftssitz oder für die den 
Versicherungsnehmer betreuende Niederlassung örtlich zuständig ist, geltend 
machen. 
 
(4) Der Versicherer kann Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag insbesondere bei 
dem Gericht, das für den Wohnsitz des Versicherungsnehmers örtlich zuständig ist 
oder dem Gericht des Ortes,  an dem sich der Sitz oder die Niederlassung des 
Betriebes des Versicherungsnehmers befindet, wenn den Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag für seinen Geschäfts- oder Gewerbebetrieb abgeschlossen 
haben, geltend machen. 
 
(5) Für den Fall, dass der Versicherungsnehmer seinen Wohnsitz, Geschäftssitz oder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb Deutschlands verlegt haben oder sein 
Wohnsitz, Geschäftssitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Zeitpunkt der 
Klageerhebung nicht bekannt ist, gilt abweichend der Regelung nach Abs. 4 das 
Gericht als vereinbart, das für den Geschäftssitz des Versicherers zuständig ist.  

§ 9 b  
Außerordent-
liches 
Kündigungs-
recht 
 
 

(1) Bei Änderungen gemäß § 9 a kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers zu dem Zeitpunkt kündigen, an dem die Prämienerhöhung wirksam 
werden würde. Die Kündigung kann sich auf die betroffene Versicherungsart 
beschränken oder sich gleichzeitig auf die übrigen für dasselbe Fahrzeug 
bestehenden Kraftfahrtversicherungen erstrecken. 
 
(2) Änderungen aufgrund von Nr. 6 Abs. 3 der Tarifbestimmungen für die 
Kraftfahrtversicherung berechtigen den Versicherungsnehmer auch dann zur 
Kündigung des Versicherungsverhältnisses, wenn sie keine Prämienerhöhung 
bewirken. Absatz 1 gilt entsprechend. 

§ 9 b 
 Außerordent-
liches 
Kündigungs-
recht 
 
 

(1) Bei Änderungen gemäß § 9 a kann der Versicherungsnehmer den 
Versicherungsvertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung des 
Versicherers zu dem Zeitpunkt kündigen, an dem die Prämienerhöhung wirksam 
werden würde. Die Kündigung kann sich auf die betroffene Versicherungsart 
beschränken oder sich gleichzeitig auf die übrigen für dasselbe Fahrzeug 
bestehenden Kraftfahrtversicherungen erstrecken. 
 
(2) Änderungen aufgrund von Nr. 6 Abs. 3 der Tarifbestimmungen für die 
Kraftfahrtversicherung berechtigen den Versicherungsnehmer auch dann zur 
Kündigung des Versicherungsverhältnisses, wenn sie keine Prämienerhöhung 
bewirken. Absatz 1 gilt entsprechend. 

§ 9 c  
Gesetzliche 
Änderungen 
des Leistungs-

(1) Ist der Versicherer aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung verpflichtet, 
den Leistungsumfang zu ändern oder die Deckungssummen zu erhöhen, so ist er 
berechtigt, die Prämie ab dem Zeitpunkt zu erhöhen, von dem an der geänderte 

§ 9 c  
Gesetzliche 
Änderungen des 
Leistungs-

Ist der Versicherer aufgrund eines Gesetzes oder einer Verordnung verpflichtet, den 
Leistungsumfang zu ändern oder die Deckungssummen zu erhöhen, so ist er 
berechtigt, die Prämie ab dem Zeitpunkt zu erhöhen, von dem an der geänderte 
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umfanges in 
der KH-
Versicherung 
 
 

Leistungsumfang oder die erhöhten Deckungssummen gelten. 
 
(2) Bei einer Erhöhung der Prämie nach Absatz 1 hat der Versicherungsnehmer das 
Recht, den Vertrag zu kündigen. § 9 b Abs. 1 Satz 1 gilt entsprechend. Fällt dabei ein 
Teil der Versicherungszeit in die Zeit nach Wirksamwerden der Änderung des 
Leistungsumfanges oder der Erhöhung der Deckungssummen, so hat der 
Versicherungsnehmer für diese Zeit die erhöhte Prämie zu entrichten. 

umfanges in der 
KH-Versicherung 
 
 

Leistungsumfang oder die erhöhten Deckungssummen gelten. 
 
 

§ 15  
Zahlung der 
Entschädi-gung 
 

(1) Die Entschädigung wird innerhalb zweier Wochen nach ihrer Feststellung gezahlt, 
im Falle der Entwendung jedoch nicht vor Ablauf der Frist von einem Monat (§ 13 
Abs. 5). Ist die Höhe eines unter die Versicherung fallenden Schadens bis zum Ablauf 
eines Monats nicht festgestellt, werden auf Verlangen des Versicherungsnehmers 
angemessene Vorschüsse geleistet. 
 
(2) Ersatzansprüche des Versicherungsnehmers, die nach § 67 VVG auf den 
Versicherer übergegangen sind, können gegen den berechtigten Fahrer und andere 
in der Haftpflichtversicherung mitversicherte Personen sowie gegen den Mieter oder 
Entleiher nur geltend gemacht werden, wenn von ihnen der Versicherungsfall 
vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt worden ist. 

§ 15  
Zahlung der 
Entschädigung 
 

(1) Die Entschädigung wird innerhalb zweier Wochen nach ihrer Feststellung gezahlt, 
im Falle der Entwendung jedoch nicht vor Ablauf der Frist von einem Monat (§ 13 
Abs. 5). Ist die Höhe eines unter die Versicherung fallenden Schadens bis zum Ablauf 
eines Monats nicht festgestellt, werden auf Verlangen des Versicherungsnehmers 
angemessene Vorschüsse geleistet. 
 
(2) Ersatzansprüche des Versicherungsnehmers, die nach § 86 
Versicherungsvertragsgesetz auf den Versicherer übergegangen sind, können gegen 
den berechtigten Fahrer und andere in der Haftpflichtversicherung mitversicherte Per-
sonen sowie gegen den Mieter oder Entleiher nur geltend gemacht werden, wenn von 
ihnen der Versicherungsfall vorsätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt worden ist. 

 Tarifbestimmungen für die Kraftfahrtversicherung (TB)  Tarifbestimmungen für die Kraftfahrtversicherung (TB) 

§ 2 a 
Fälligkeit der 
Prämie und 
Folgen 
verspäteter 
Zahlung der 
Erstprämie 

(1) Der Versicherungsnehmer hat die Prämie und, wenn laufende Prämien 
bedungen sind, die erste Prämie sofort nach dem Abschluss des Vertrags zu zahlen. 
Er ist zur Zahlung nur gegen Aushändigung des Versicherungs-scheins verpflichtet, 
es sei denn, dass die Ausstellung eines Versicherungsscheins ausgeschlossen ist. 
 
(2) Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so ist der Versich-
erer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es 
gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb von drei Monaten 
vom Fälligkeitstage an gerichtlich geltend gemacht wird. 
 
(3) Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, so 
ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
(4) Die Regelungen zur Vorläufigen Deckung (§ 1 AKB) bleiben unberührt. 

§ 2 a 
Fälligkeit der 
Prämie und 
Folgen 
verspäteter 
Zahlung der 
Erstprämie 

(1) Der Versicherungsnehmer hat die Prämie und, wenn laufende Prämien bedungen 
sind, die erste Prämie unverzüglich (d. h. innerhalb von 14 Tagen) nach Ablauf von 
zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins zu zahlen. Er ist zur Zahlung 
nur gegen Aushändigung des Versicherungsscheins verpflichtet, es sei denn, dass die 
Ausstellung eines Versicherungsscheins ausgeschlossen ist. 
 
(2) Wird die erste oder einmalige Prämie nicht rechtzeitig gezahlt, so ist der 
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurück-
zutreten. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherungsnehmer die 
verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Nach dem Rücktritt kann der Versicherer 
vom Versicherungsnehmer eine Geschäftsgebühr verlangen. Diese beträgt jedoch 
höchstens 40 Prozent der Jahresprämie. 
 
(3) Ist die Prämie zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls noch nicht gezahlt, so 
ist der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
(4) Die Regelungen zur vorläufigen Deckung (§ 1 AKB) bleiben unberührt. 

§ 2 b  
Verspätete 
Zahlung der 
Folgeprämie 

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von 
mindestens zwei Wochen bestimmen; zur Unterzeichnung genügt eine Nachbildung 
der eigenhändigen Unterschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach 
Absatz 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, die 
ohne Beachtung dieser Vorschriften erfolgt, ist unwirksam. 
 
(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein, und ist der 
Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung der Prämie oder der 
geschuldeten Zinsen oder Kosten im Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei. 
 
(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist, wenn der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung im Verzuge ist, das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen. Die Kündigung kann bereits bei der Bestimmung der 
Zahlungsfrist dergestalt erfolgen, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der 
Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug ist; hierauf ist 
der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die 
Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung 

§ 2 b 
Fälligkeit der 
Prämie und 
verspätete 
Zahlung der 
Folgeprämie 

(1) Eine Folgeprämie ist zu dem im Versicherungsschein oder in der 
Prämienrechnung angegebenen Zeitpunkt fällig und zu zahlen.  
 
(2) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer auf dessen Kosten eine Zahlungsfrist von mindestens zwei 
Wochen bestimmen. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs. 3 und 4 
mit dem Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Fristbestimmung, die ohne Beachtung 
dieser Vorschriften erfolgt, ist unwirksam. 
 
(3) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein, und ist der 
Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintritts mit der Zahlung der Prämie oder der 
geschuldeten Zinsen oder Kosten im Verzug, so ist der Versicherer von der 
Verpflichtung zur Leistung frei. Der Versicherer ist jedoch nur zur Leistung verpflichtet, 
wenn der Versicherungsnehmer die versprätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
 
(4) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist, wenn der Versicherungsnehmer 
mit der Zahlung im Verzuge ist, das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfrist kündigen. Die Kündigung kann bereits bei der Bestimmung der 
Zahlungsfrist dergestalt erfolgen, dass sie mit Fristablauf wirksam wird, wenn der 
Versicherungsnehmer in diesem Zeitpunkt mit der Zahlung im Verzug ist; hierauf ist 
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verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die 
Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 
 
(4) Soweit die in Absatz 2 und 3 bezeichneten Rechtsfolgen davon abhängen, dass 
Zinsen oder Kosten nicht gezahlt worden sind, treten sie nur ein, wenn die 
Fristbestimmung die Höhe der Zinsen oder den Betrag der Kosten angibt. 

der Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich hinzuweisen. Die 
Wirkungen der Kündigung fallen fort, wenn der Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung 
verbunden worden ist, innerhalb eines Monats nach dem Ablauf der Zahlungsfrist die 
Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingetreten ist. 
 
(5) Soweit die in Absatz 3 und 4 bezeichneten Rechtsfolgen davon abhängen, dass 
Zinsen oder Kosten nicht gezahlt worden sind, treten sie nur ein, wenn die 
Fristbestimmung die Höhe der Zinsen oder den Betrag der Kosten angibt. 

§ 4  
Grundsätze für 
die Zuordnung 
der Wagnisse 
nach objektiven 
Gefahren-
merkmalen 
 

(1) Maßgeblich für die Zuordnung der Fahrzeuge nach Typ, Art, Aufbau, Verwendung, 
Motorleistung, Hubraum, Anzahl der Plätze, Nutzlast oder zulässigem Gesamtgewicht 
sind die Eintragungen in der Zulassungsbescheinigung Teil I (Kraftfahrzeugschein), 
hilfsweise in der Zulassungsbescheinigung Teil II (Kraftfahrzeugbrief) oder in anderen 
amtlichen Urkunden, soweit im Tarif nichts anderes bestimmt ist. 

§ 4  
Grundsätze für 
die Zuordnung 
der Wagnisse 
nach Merkmalen 
zur Prämienbe-
rechnung 
 

(1) Maßgeblich für die Zuordnung der Fahrzeuge nach Typ, Art, Aufbau, Verwendung, 
Motorleistung, Hubraum, Anzahl der Plätze, Nutzlast oder zulässigem Gesamtgewicht 
sind die Eintragungen in der Zulassungsbescheinigung Teil I (Kraftfahrzeugschein), 
hilfsweise in der Zulassungsbescheinigung Teil II (Kraftfahrzeugbrief) oder in anderen 
amtlichen Urkunden, soweit im Tarif nichts anderes bestimmt ist. 

  § 7 a  
Änderung von Art 
oder 
Verwendung des 
Fahrzeugs 
 

(1) Ändert sich die im Versicherungsschein genannte Art oder Verwendung des 
Fahrzeugs nach TB-Nr. 7, ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, dies dem 
Versicherer unverzüglich anzuzeigen. 
 
(2) Bei einer Änderung nach Absatz 1 kann der Versicherer den Vertrag ab Kenntnis 
ohne Einhaltung einer Frist kündigen oder die Prämie anpassen.Kann der 
Versicherungsnehmer nachweisen, dass die änderung weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruht, wird die Kündigung nach Ablauf von einem Monat nach 
deren Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 
 
(3) Erhöht sich die Prämie um mehr als 10 Prozent, kann der Versicherungsnehmer 
innerhalb eines Monats nach Zugang der Mitteilung ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. 

 


